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Mittheilungen aus der Praxis. 


Handelt es ſich um die Verpflichtung einer Gemeinde mit einem 

eigenen Statut zur Zahlung von Verpflegskoſten, ſo entſcheidet 

in erſter Inſtanz nicht der Stadtrath dieſer Gemeinde, fondern 
die Statthalterei. 

Mit Zwangspaß vom 2. Juni 1876, 3. 3700, wurde der 
entlaſſene Finanzwach⸗Oberaufſeher J. D., 35 Jahre alt, gebürtig von 
W., zuſtändig nach M., wegen Mangel eines Reiſedocumentes von der 
Bezirkshauptmannſchaft C. angewieſen, ſich binnen 8 Tagen bei der 
Bezirkshauptmannſchaft M. gegen Abgabe der bindenden Marſchroute 
vorzuſtellen. 

Am 10. Juni 1876 langte D. bei der Schubſtation M. (Stadt⸗ 
gemeinde) ein und wurde nach M. gewieſen. Dieſe Verweiſung erfolgte 
auf Grund einer Anordnung der Bezirkshauptmannſchaft M. vom 
10. Juni 1876, in welcher bemerkt wurde, daß D. „nach W., Bezirk 
W. gehört“. 

Ueber M. kam ſodann D. am 13. Juni 1876 nach W. und 
langte am ſelben Tage noch in W. an, wo er übernommen, verpflegt 
und angewieſen wurde, abzuwarten, bis ſein Heimatsrecht conſtatirt ſei. 

Die Gemeinde W. erhob ſogleich Einwendung gegen die Zuſtän⸗ 
digkeit D.'s, welche nunmehr von der Bezirkshauptmannſchaft W. in 
Verhandlung genommen wurde. 

Unterm 15. September 1876 urgirte die Gemeinde W. bei der 
Bezirkshauptmannſchaft W. dieſe Angelegenheit und bat, es möge der 
Bezirkshauptmann die Veranlaſſung treffen, daß der Gemeinde W. vom 
13. Juni 1876 angefangen von der zu ermittelnden Heimatsgemeinde 
ein Erſatz für die Verpflegung des D. im Betrage von 30 kr. per Tag 
geleiſtet werde. 

Am 14. Februar 1877 erfolgte wieder eine Urgirung ſeitens der 


Der Bezirkshauptmann in W. benützte dieſe verſchiedenen Ein— 
gaben, um den Stadtrath M. zu betreiben, bei welchem ſich ſeit längerer 
Zeit ſchon der Verhandlungsact befand, da die Actenlage darauf hin— 
wies, daß D. in M. heimatsberechtigt ſei. 

Unterm 10. März 1877, Z. 164, bewarb ſich die Gemeinde W. 
bei der Bezirkshauptmannſchaft W. um ein Certificat für D., damit 
derſelbe nach M. reiſen und ſich dort einen Erwerb ſuchen könne; auch 
ſragte ſich die Gemeinde W. an, ob fie dem D., der an den noth- 
wendigſten Kleidungsſtücken Mangel litt, auf Koſten der zu ermittelnden 
Heimatsgemeinde bekleiden könne. Ein ertificat für D. wurde nun 
allerdings vom Bezirkshauptmanne ausgefertigt, eine Weiſung wegen der 
Bekleidung aber nicht erlafſen. 

Von dieſem Certificate ſcheint jedoch D. keinen Gebrauch gemacht 
zu haben, da in der Eingabe vom 11. September 1877, Z. 464, die 
Gemeinde W. um ein neues Certificat (das frühere war bereits ab— 
gelaufen) und um baldige Beendigung der Verhandlung anſuchte. 

Das Certificat wurde verlängert, der Stadtrath M. neuerdings 
urgirt. 

Endlich am 19. September langte die vom 18. September 
datirte Erklärung des Stadtrathes M. bei der Bezirkshauptmannſchaft 
W. ein, in welcher das Heimatsrecht des D. von Seite M.'s aner- 
kannt wird. 

Am 4. December 1877, Z. 624, erſuchte nun die Gemeinde W. 
um die Ausfertigung eines Heimatſcheines für D., welches Anſuchen vom 
Bezirkshauptmanne in W. an den Stadtrath in M. geleitet wurde. 

Am 13. October 1877, Z. 496, wendete ſich die Gemeinde W. 
an den Stadtrath M. um Vergütung der für D. durch 16 Monate 
(13. Juni 1876 bis 13. October 1877) aufgelaufenen Verpflegskoften 
per 121 fl. 25 kr. (25 Kreuzer per Tag). 

Trotz wiederholter Urgirungen erfolgte ſeitens des Stadtrathes 
M. auf dieſes Mahnſchreiben eine Antwort erſt am 10. Februar 
1879. Der beanſpruchte Erſatz wurde mit dem Hinweiſe darauf ab- 
gelehnt, daß J. D. vollkommen erwerbsfähig ſei, ſeit Jahren von der 
Gemeinde W. als Gemeindeſchreiber verwendet wurde und daher niemals 
ein Grund vorhanden war, dem D. auf Koſten der Heimatsgemeinde 
Unterſtützungen zu verabreichen. 

Der Bezirkshauptmann in W., an welchen dieſe Erklärung des 
Stadtrathes M. gerichtet war, ließ dieſelbe der Gemeinde W. mit dem 
Bemerken zukommen, daß er „in eine weitere Verhandlung dieſes Gegen⸗ 
ſtandes inſolange nicht eingehen könne, bis nicht die vollſtändige Arbeits-, 
ſomit Erwerbsunfähigkeit des D. während der angegebenen Verpflegs⸗ 
zeit“ nachgewieſen ſei. 

In der Eingabe vom 25. März 1879 betonte nun die Gemeinde 
W., daß D. mit Zwangspaß am 13. Juni 1876 in einem derartigen 
erbärmlichen Zuſtande ſowohl bezüglich ſeiner Körperconſtitution, als 


Gemeinde W., von welcher gleichzeitig um Ausfolgung der bei dem bezüglich feiner Kleidung in W. einlangte, daß derſelbe ganz neu be- 
Zuſtändigkeitsacte befindlichen Documente des D gebeten wurde, damit kleidet werden mußte und zu einer ſchweren Arbeit wegen körperlicher 
fi) dieſer in einer Stadt einen Erwerb ſuchen könne. Schwäche abſolut unfähig war. 


Eine leichtere Arbeit, die ihn hätte ernähren können, konnte 
damals für D. nicht ausfindig gemacht werden. 

Die Behauptung, daß D ſeit Jahren als Gemeindeſchreiber ver- 
wendet werde, wird widerſprochen, reſpective dahin berichtigt, daß D. 
erſt ſeit dem Tode des Gemeindeſchreibers J. (9. Auguſt 1878) in 
der Gemeindekanzlei, und zwar zum Mundiren verwendet werde, wodurch 
jedoch der Verpflegskoſten⸗Erſatzanſpruch nicht alterirt werden könne, da 
nur für die Zeit vom 13 Juni 1876 bis 13. October 1877 ein 
Erſatz beanſprucht wird 

Der Gemeindevorſteher geſteht zwar zu, dem D. ein Zeugniß 
ausgeſtellt zu haben, in welchem beſtätigt wird, daß D. vom 1. No- 


vember 1877 bis 20. Mai 1878 in der Gemeindekanzlei für Schreib- 
geſchäfte verwendet wurde, allein er betont, daß dies nur deshalb geſchah, 


um dem D. die Möglichkeit zu bieten, einen Dienſt zu erlangen und 
ihn ſo „los zu werden“. 

Die Gemeinde W betont ferner, daß ſich D. auch auswärts 
öfters um Arbeit beworben habe, ſo unter Anderem auch um eine 
Feldhüterſtelle bei dem Stadtrathe M., jedoch immer erfolglos. 

Ueber dieſe Eingabe forderte der Bezirkshauptmann in W. die 
Gemeinde W. auf, ihre Angaben durch ein ärztliches Zeugniß und durch 
eine Koſtenrechnung zu belegen. 

Dieſem Auftrage kam die Gemeinde W. dadurch nach, daß ſie 
ein Zeugniß des Arztes S. producirte, in welchem derſelbe angibt, daß er 
den D. zwar nicht behandelt habe, daß ihm jedoch der deronte Zuſtand des— 
ſelben nicht entging, der wahrſcheinlich durch allzuſtarken Genuß von 
Spirituoſen entſtanden fein dürfte und den J. D. zu keiner Arbeit ber- 
wendbar erſcheinen ließ 

Außerdem wird von ſämmtlichen Mitgliedern des Gemeindeaus— 
ſchuſſes beſtätigt, daß D. in der Zeit vom 13. Juni 1876 bis 13. Oc⸗ 
tober 1877 erwerbsunfähig geweſen ſei und bei ſeiner Armuth von der 
Gemeinde erhalten werden mußte. 

Endlich lieferte die Gemeinde W. zwar keine detaillirte Berechnung 
über den Anſpruch von 121 fl. 25 kr., wohl aber producirte dieſelbe 
noch eine Schneider- und Schuſterrechnung, laut deren im Jahre 1876 
dem D. Kleider im Werthe von 28 fl. 20 kr. und Stiefel im Werthe 
von 12 fl. verabfolgt wurden, fo daß ſich jetzt der Anspruch der 
Gemeinde W. auf 161 fl. 45 kr. beziffert. 


Der Bezirkshauptmann in W. brachte nun den ganzen Ver 


handlungsact der Stattbalterei in Vorlage, mit der Bitte, über den 
Erſatzauſpruch zu entſcheiden. 

Die Statthalterei hielt ſich im vorliegenden Falle zur Entſchei— 
dung in erſter Inſtanz berufen, weil der Stadtrath M., gegen welchen 
der Anſpruch der Gemeinde W. gerichtet iſt, in ſeiner Note vom 
10. Februar 1879, 3. 1109, die angeſprochene Zahlung der Ver— 
pflegskoſten entſchieden verweigert hat und judex in propria causa 
wäre, 
Statthalterei aber die vorgeſetzte Behörde des Stadtrathes M. iſt und 
deshalb zunächſt zur Entſcheidung competent ſei, analog den Beſtim— 
mungen der Jurisdictionsnorm, nach welcher, wenn der Bezirksrichter 
als Geklagter erſcheint, der vorgeſetzte Gerichtshof in erſter Inſtanz die 
Judicatur auszuüben hat. 

Was den Sachverhalt anbelangt, welcher fo ausführlich dargeſtellt 
wurde, um das paſſive Verhalten der Gemeinde M. in das rechte Licht 
zu ſtellen, entſchied die Statthalterei unterm 30. September 1879, 


Z. 12.357, die Gemeinde M. ſei ſchuldig, den Betrag von 161 fl. 


45 kr. für die Verpflegung des nach M. zuſtändigen J. D. an die 
Gemeinde W. zu erſetzen. — Gründe: 

J. D., welcher von C. mit einem Schubpaſſe, der ihn als nach 
M. zuſtändig bezeichnete, am 10. Juni 1876 in M. anlangte, wurde, 
da die Gemeinde M. die Anerkennung dieſer Zuſtändigkeit verweigerte, 


in ſeine Geburtsgemeinde W. mit Zwangspaß abgeſchoben. 


Abgeſehen von dem Umſtande, daß dieſe irrige Inſtradirung, der 


eine Ermittlung des Heimatsrechtes nicht vorausging, nach $ 43 des 
H. G. und 8 18 des Geſetzes vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88, 
die Gemeinde M. zum Erſatze aller hiedurch verurſachten Koſten und 
Schäden verpflichten würde, erſcheint die Gemeinde M. auch nach den 
Beſtimmungen des IV. Abſchnittes des H. G. verpflichtet, der Gemeinde 
W. die für die Verpflegung des genannten Individuums in der Zeit 
vom 13. Juni 1876 bis 13. October 1877 verurſachten Koſten zu 
vergüten, da D. nach einem den Acten beiliegenden ärztlichen Zeugniſſe 
in einem phyſiſch ſo herabgekommenen Zuſtande ſich befand, daß der— 


hier der Gerichtsſtand des Geklagten in Betracht kommt, die 
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ſelbe zu einer Arbeit nicht verwendbar war, nach den Ausſagen der 
Gemeindeausſchüſſe von W. dieſe Erwerbsunfähig keit bis zum 13. Octo⸗ 
ber 1877 dauerte und mithin der Gemeinde W., welcher auch ein Ver⸗ 
ſchulden im Sinne des § 30 H. G. nicht zur Laſt fällt, nach 8 28 dee- 
ſelben Geſetzes die Pflicht erwuchs, für die Erhaltung des D. zu ſorgen. 

Aus den mäßigen Anſprüchen, welche von der Gemeinde W. 
erhoben werden, und welche als tägliche Verpflegsgebühr 25 kr. und 
für die durch Quittungen documentirte Verabfolgung von Kleidern und 
Stiefeln den Betrag von 28 fl. 20 kr. ergeben, erhellt von ſelbſt, daß 
dieſe Unterſtützung nicht über das Maß des augenblicklichen Bedürfniſſes 
hinausging, und daß mithin die Erſatzforderung der Gemeinde W. nach 
§ 28 des H. G. vollkommen begründet erſcheint. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die Gemeinde M. den Recurs an 
das Miniſterium des Innern ergriffen. In Folge der vom Miniſterinm 
angeordneten nachträglichen Erhebungen ſtellte ſich heraus, daß der 
geweſene Gemeindevorſteher J. R. in W. die Verpflegung des J. D. 
beſtritten hat und nunmehr den Rückerſatz von der Gemeinde M. 
beanſprucht. 

Sonach hat das Miniſterium des Innern mit Erlaß vom 1. März 
1881, 3. 20.706, die angefochtene Statthalterei-Eutſcheidung be— 
hoben, weil die nachträglich gepflogenen Erhebungen ergeben haben, 
daß es ſich hier nicht um einen von der Gemeinde W., ſondern nur 
von dem früheren Gemeindevorſteher J. R. an die Gemeinde M. ge— 
ſtellten privatrechtlichen Erſatzanſpruch handelt, worüber zu entſcheiden 
die politiſchen Behörden nach den Beſtimmungen des VI. Abſchnittes 
des H. G. nicht competent ſind. M. R. 


Bei Anerkennung des Heimatsrechtes eines Lehrers iſt der Stand: 
ort der Schule maßgebend. 

Die Bezirkshauptmannſchaſt und das Stadtamt C. können ſich 
über das Heimatsrecht des J. L., Oberlehrers an der Schule „Um— 
gebung C.“ in C., nicht einigen, indem das Stadtamt die Eigenſchaft 
der Schule als Schule der Gemeinde „Umgebung C.“ hervorhebt und ihn 
daher gemäß § 10 H. G. auch in dieſer Gemeinde zuſtändig wiſſen 
will, während derſelbe nach Anſicht der Bezirkshauptmannſchaft mit 
Rückſicht auf den Standort der Schule, reſpective ſeinen factiſchen Amts— 
ſitz, in C. ſelbſt das Heimatsrecht beſitzt. 

Die Schule „Umgebung C.“ hat in Uebereinſtimmung mit der 
Vorſchrift des §S 14 des Gef. vom 4. Februar 1870, L. G. Bl. Nr. 15, 
ihren Standort in C. als dem Mittelpunkte der die Ortsgemeinde „Um— 
gebung C.“ bildenden Cataſtralgemeinden, und wurde auch ausdrücklich 
von dieſem Geſichtspunkte aus der bezügliche Schulſprengel mit Erlaß 
des Laudesſchulrathes vom 11. März 1875, 3. 1171, genehmigt. 
Weiters enthält S 29 des Gef. vom 4. Februar 1870, L. G. Bl. 
Nr. 17, die Beſtimmung, daß jedem Leiter einer Schule das Recht 
auf eine ihm womöglich im Schulgebäude ſelbſt anzuweiſende Wohnung 
zuſteht, es ergibt ſich hieraus, daß für den Amtsſitz des Schulleiters, 
reſp. Oberlehrers, nur der Standort, nicht aber die Widmung der 
Schule, daher auch in dem vorliegenden Falle nur der Standort C., 
nicht aber die Beſtimmung für den, mit der gleichnamigen Ortsgemeinde 
nicht einmal identiſchen Schulſprengel „Umgebung C.“ maßgebend iſt. 
Auf Grund des Geſagten erſcheint ſohin gemäß § 10 des H. G. 
vom 3. December 1863 der Oberlehrer J. L., ſowie gemäß § 12 
des. Gel. deſſen ehelicher im Jahre 1869 geborener Sohn K. nach 
C. zuſtändig und die Statthalterei in * entſchied demgemäß unterm 
10. November 1880, Z. 16.893. 

Ueber Recurs der Gemeinde C. beſtätigte das Miniſterium des 
Innern mit Erlaß vom 7. März 1881, 3, 20.075, die Statthalterei⸗ 
entſcheidung, da nur der Standort der Schule im vorliegenden Falle 
in Betracht kommen kann, ſomit die Anerkennung des Heimatsrechtes 
des Oberlehrers J. L. und des der Zuſtändigkeit des Vaters folgenden 
minderjährigen ehelichen Sohnes K. in der Stadtgemeinde C. im $ 10 
des H. G. begründet iſt. I Je 


| Wahlen in die Gemeindevertretung find Wahlen „zur Ausübung 

politifcher Rechte“. Abgabe von Stimmzetteln durch einen Nichte 

wähler unter Mißbrauch einer echten Legitimationskarte. (Art 

VI des Geſetzes vom 17. December 1862, N. G. Bl. Nr. 8 
für 1863.) 


Anläßlich der am 15. und 16. März 1880 vorgenommenen 
Wahlen in den Wiener Gemeinderath wußte ſich V. W. eine größere 
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Anzahl von Legitimationskarten wahlberechtigter Perſonen zu verſchaffen, ſchreiben können, andere als die angegebenen Namen ſchreibt; ingleichen 
auf deren Namen er durch Nichtwähler zu feinen Gunſten Stimmzettel wer, bei einer Wahlhandlung mit der Führung des Protokolls beauftragt, 
abgeben ließ. In dieſem Hergange erblickte das Landesgericht zu Wien andere als die angegebenen Namen niederſchreibt. . . .“ Es bedarf keines 
den Thatbeſtand des im Art. VI des Geſetzes vom 17. December Nachweiſes, daß ſich der wider V. W. und Genoſſen feſtgeſtellte Hergang 
1862, R. G. Bl. Nr 8 vom Jahre 1863, behandelten Vergehens, unter dieſe Fälle unterſtellen läßt. Auch das Berliner Obertribunal hat 
deſſen V. W. und Genoſſen mit Urtheil vom 17. Auguſt 1880, in dem von Dppenhuf (Rechtſprechung, VII. Band, S. 682) mitgetheilten 
3. 24.985, ſchuldig erkannt wurden. Ihre wider dieſes Erkenntniß Beſchluſſe vom 30. November 1866 ausgeſprochen, daß die Strafe des 
überreichte Nichtigkeitsbeſchwerde ſtützen die Verurtheilten auf die Ziffern § 85 auch Denjenigen treffe, welcher es bei einer Wahl durch Täuſchung 
9 lit. a und b und 10 des § 281 St. P. O. Sie begründen die- des Protokollführers bewirkt, daß dieſer in gutem Glauben einen Namen 
ſelbe mit der Anführung, daß Wahlen in den Gemeinderath der Aus- als von einem Wahlberechtigten abgegeben in das Protokoll einträgt, 
übung politiſcher Rechte nicht gleichſtehen; daß, weil der Inhalt der obgleich derſelbe von dem betreffenden Wähler nicht abgegeben war. 
benützten Legitimationskarten unverändert blieb, der Begriff liſtiger Die erwähnten caſuiſtiſchen Beſtimmungen des $ 85 hat zwar der 
Fälſchung nicht hergeſtellt iſt, und daß ſie ſich — des angeblich politi- öſterreichiſche Geſetzartikel und nach ihm auch das Strafgeſetzbuch für das 
ſchen Charakters der Wahlen unkundig — einer Strafbarkeit ihrer Hand- deutſche Reich (8 108) aufgelaſſen; aber nicht um den Delictsbegriff 
lungsweiſe auch nicht bewußt waren. Bei der öffentlichen Verhandlung einzuengen, ſondern, weil die möglichen Fälle einer Fälſchung der 
vor dem Caſſationshofe, welche unter dem Vorſitze Sr. Excellenz des Abſtimmung oder ihrer Reſultate darin erſchöpft ſind. Wird alſo erwogen, 
zweiten Präſidenten Dr. von Stremayr am 30. December 1880 ftatt- daß Art. 38 des Wiener Gemeindeſtatuts die perſönliche Ausübung 
fand, wurden die Beſchwerdeführer durch Dr. Jeruſalem, Dr M. Fryd— | des Wahlrechtes vorſchreibt; daß, wer dazu fremde Legitimationen be— 
mann und Dr. Eiſenſchütz vertreten. Ihren Ausführungen entgegnete nützt, zweifellos ſich hinter falſchem Scheine birgt; daß einer ſolchen 
Generaladvocat Cramer im Weſentlichen nachſtehends: Liſt (vgl. §S 201 lit. d St. G. B.) nicht die Wahlcommiſſion allein, 
„Die Frage, ob die Steafbeitimmungen des Art. VI des Geſetzes ſondern auch der Gemeinderath, welchem nach § 39 des Statutes die 
vom 17. Dec. 1862, R. G. Bl. Nr. 8 v. J. 1863, auf Wahlen Prüfung des Wahlactes zufällt, ausgeliefert iſt, und daß der vorge— 
in eine Gemeindevertretung Anwendung erleiden, hat den h. Caſſations- ſchützte Mangel des Bewußtſeins der Strafwürdigkeit in Wahrheit nur 
hof bereits am 3. Jänner 1878 beſchäftigt. Es iſt damals bezugnehmend | auf Unkenntniß des eine Ergänzung des allgemeinen Strafgeſetzbuches 
auf die Debatten des h. Abgeordnetenhauſes insbeſondere betont worden, darſtellenden Geſetzes vom 17. December 1862 hinausläuft, welche nach 
es ſei der vom Geſetzartikel gebrauchte Ausdruck „zur Ausübung § 233 St. G. B. nicht zu entſchuldigen vermag, ſo iſt ſicherlich nicht 
politiſcher Rechte“ auf das im concreten Falle ausgeübte active und abzuſehen, wie die im Urtheile ausgedrückte Rechtsanſicht des erſten 
paſſive Wahlrecht zu beziehen; auf die Attribute des Organs, das aus Richters wider das Geſetz verſtoßen ſoll“. 
den Wahlen hervorgehen oder durch dieſelben ergänzt werden ſoll, müſſe Der k. k. oberſte Gerichts⸗ als Caſſationshof fand mittelſt Ent⸗ 
dabei nur inſoferne zurückgeſehen werden, als ſich etwa der politiſche ſcheidung vom 30. December 1880, 3. 10.720, die Nichtigkeits⸗ 
Charakter des Wahlrechtes ohne dieſelben nicht ermitteln läßt; als beſchwerde zu verwerfen. — Gründe: 
nächſtes und eigentliches Object des in Rede ſtehenden Geſetzartikels . . . Zur Begründung der von den Angeklagten eingebrachten 
erſcheine das im Wählen oder Gewähltwerden zur Ausübung gelangende und auf $ 281, Z. 9 lit. a und!“, dann Z. 10 St. P. O geſtützten 
politiſche Recht des Staatsbürgers, und als ein ſolches Recht präſentire Nichtigkeitsbeſchwerde wird zunächſt angeführt, daß durch die Verurtheilung 
ſich die Befugniß zur Betheiligung an den Wahlen in die Gemeinde- der Beſchwerdeführer wegen des Vergehens nach Art. VI des Geſetzes 
vertretung ebenſowohl vermöge ihres auf die Verfaſſungsgeſetze zurück- vom 17. December 1862, R. G. Bl. Nr. 8 ex 1863, das Geſetz 
führenden Urſprungs, als nach den der Gemeindevertretung überwie- verletzt oder unrichtig angewendet worden ſei, weil zum Thatbeſtande 
ſenen Aufgaben und Berechtigungen. Der Caſſationshof hat nach Inhalt des genannten Vergehens erforderlich ſei, daß es ſich um Wahlen 
ſeiner Entſcheidungsgründe dieſer Auffaſſung zugeſtimmt. Von derſelben zur Ausübung politiſcher Rechte handle, was bei einer Wahl in die 
heute abzugehen, dazu bietet ſich kein Anlaß. Am wenigſten liefert ihn Gemeindevertretung, insbeſondere aber in den Wiener Gemeinderath, nicht 
die Wahrnehmung, daß für Wien ein beſonderes, auf dem Gemeinde- zutreffe. Die diesfälligen Erörterungen erſcheinen jedoch vollſtändig 
geſetze vom 17. März 1849 beruhendes Statut (L. G. Bl. Nr. 21 unbegründet. Die Gemeinde ſelbſt iſt als unterſtes Glied in dem Organis⸗ 
vom Jahre 1850) beſteht. Auch nach dieſem Statute ($ 80) iſt das mus des Staates ein politischer Körper, welcher an der ſtaatlichen Ver— 
hochwichtige politiſche Recht der Autonomie der Gemeindevertretang waltung durch die Gemeindevertretung theilnimmt und ſomit politiſche 
(d. i. dem Gemeinderathe) zuerkannt. Nicht durch den Magiſtrat, der Rechte ausübt. Auch die Gemeinde Wien wird in Ausübung ihrer 
nur das unter der Controle des Gemeinderathes ſtehende Executivorgan Rechte und Pflichten nicht durch den Magiſtrat, der nur das unter der 
darſtellt (S 103), ſondern durch den Gemeinderath wird die Gemeinde Controle des Gemeinderathes ſtehende Executivorgan darſtellt, ſondern 
in Ausübung ihrer Rechte und Pflichten vertreten ($ 28); der Bürger- durch den Gemeinderath vertreten, während der Bügermeiſter lediglich 
meiſter repräſentirt lediglich die Gemeinde als moralische Perſon nach die Gemeinde als juriſtiſche Perſon nach außen repräſentirt (88 28, 
Außen ($ 104). Wie ſoll alſo bezweifelt werden, daß auch der vor- 79, 103 und 104 des Statutes vom 9. März 1850, L. G. Bl. 
liegende Fall „Wahlen zur Ausübung politiſcher Rechte“ betrifft? Die Nr. 21 für Niederöjterreih). Zu dem Wirkungskreiſe des Wiener 
Beſchwerdeführer erachten von Gewicht, daß eine Veränderung an den Gemeinderathes gehört nach § 80 des Statutes a) die Selbſtbeſtimmung 
zur Stimmzettelabgabe benüßien Legitimationskarten nicht vorgenommen in Communalangelegenheiten, “) die Controle über die Geſchäftsführung 
wurde, und folgern daraus, daß der Begriff des Fälſchens auf ihre in denſelben und c) die Entſcheidung in gewiſſen, wegen ihrer beſon— 
Handlungsweiſe nicht zutreffe. Aber kann, wo der geſetzliche Wortlaut deren Wichtigkeit der Genehmigung des Gemeinderathes vorbehaltenen 
zwiſchen materieller und intellectueller Fälſchung nicht unterſchied, das Verwaltungsangelegenheiten; er hat nach § 90 ut. g des Statutes ins- 
vorſätzliche Bewirken falſcher (öffentlicher) Beurkundung aus dem ſtraf- beſondere auch das Recht zur Deckung der Gemeindebedürfniſſe, Abgaben 
baren Thatbeſtande ohne Bedenken ausgeſchieden werden? Der Geſetz- auszuſchreiben und einzuheben, und find ihm nach $ 92 des Statutes 
artikel fand, als er in Wirkſamkeit trat, bei Wahlen in die Landtage die Ausübung des Petitionsrechtes der Gemeinde in Gemeindeangelegen— 
noch mündliche Stimmenabgabe vor, und aus den ſtenographiſchen Auf- heiten, die Verleihung des Ehrenbürgerrechtes u. ſ. w. vorbehalten. Es 
zeichnungen über die Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes läßt ſich kann daher gar keinem Zweifel unterliegen, daß der Gemeinderath der Stadt 
erſehen, daß in erſter Linie gerade die Landtagswahlen zu ſchützen an- Wien politiſche Rechte ausübt, und daß es ſich in dem zu beurthei— 
geſtrebt wurde. Hätte ſich denn dieſer Schutz, wenn der Begriff des lenden Falle um eine Wahl zur Ausübung politiſcher Rechte ge— 
Fälſchens in der von den Beſchwerdeführern adoptirten engeren Bedeu- handelt hat. 
tung erfaßt worden wäre, auch nur annähernd ausreichend erwieſen? Wenn die Beſchwerdeführer weiters verneinen, daß auf den in⸗ 
Dazu kommt dann noch, daß bei Verfaſſung des fraglichen Geſetzartikels criminirten Hergang bei der beanſtändeten Wahl weder der Begriff 
der $ 85 des St. G. B. für Preußen vom 14. April 1851 vor einer Fälſchung der Abſtimmung oder ihrer Reſultate, noch das Moment 
Augen lag. Dort wird des Vergehens ſchuldig erklärt, wer „vorſätzlich der Liſt zutreffe, ſo hat auch dieſe Behauptung keine Berechtigung, weil 
die rechtmäßige Anzahl (der Wahl- oder Stimmzettel oder Zeichen) zum Delictsbegriffe keineswegs nothwendig ift, daß von gefälſchten oder 
vermehrt oder vermindert, oder einen Zettel oder ein Zeichen verfälicht verfälſchten Legitimationskarten oder Stimmzetteln Gebrauch gemacht 
oder vertauſcht, oder auf die Zettel derjenigen Perſonen, die nicht werde, vielmehr bei dem Umſtande, als die perſönliche Ausübung des 


Wahlrechtes von der Wahlcommiſſion vorgeſchrieben iſt, der ſtrafbare 
Thatbeſtand auch dort hergeſtellt iſt, wo ein Wählender fälſchlich unter 
dem Namen eines Andern mitſtimmt. In dieſem Verbergen hinter einem 
falſchen Scheine liegt aber auch das Merkmal der Liſt, zumal hierbei 
nicht die Wahlcommiſſion allein, ſondern auch der Gemeinderath, welchem 
nach $ 39 des Statutes die Prüfung der Wahl zuſteht, in Betracht 
kommt und wohl nicht geläugnet werden kann, daß dieſer Prüfung 
durch den bezeichneten Vorgang eine falſche Grundlage gegeben wird. 

Was ſchließlich den Nichtigkeitsgrund des §S 281, 3. 9 lit. b 
St. P. O. betrifft, welcher deshalb geltend gemacht wird, weil die 
Beſchwerdeführer ſich der Strafbarkeit ihres Vergehens nicht bewußt 
geweſen ſein ſollen, ſo handelt es ſich bei dem Geſetze vom 17. December 
1862, R. G. Bl. Nr. 8 ex 1863, um Ergänzungen des Strafgeſetzes, 
alſo um Beſtimmungen, welche einen Beſtandtheil dieſes Geſetzes bilden, 
weshalb Unkenntniß derſelben nach S 233 St. G. nicht entſchuldigen kann. 

Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Berordnungen. 
1880. III. Quartal. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öfter: 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 98. Ausgeg. am 21. Auguſt. 

Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der Station 
Opatovie der Südnorddeutſchen Verbindungsbahn zu der dortigen Actien-Zucker⸗ 
fabrik. Z. 14.273. 21. Mai. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Tramway, 
eventuell mit Dampfbetrieb, von der Nußdorfer Linie bei Wien bis auf den Hirfchen- | 
platz in Nußdorf. Z. 23.812. 30. Juli. 


Nr. 99. Ausgeg. am 24. Auguſt. 
Abdruck von Nr. 93 R. G. Bl. 
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Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 22. Auguſt 1880, Z. 26.078, an 
ſämmtliche Verwaltungen der öſterreichiſchen Eiſenbahnen, betreffend die Suspen⸗ 
dirung der in Anlage D zum $ 48 des Betriebs-Reglements, Punkt XXXII ent- 
haltenen Beſtimmungen, betreffend den Transport friſcher Häute. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. Auguſt 1880, womit 
für September 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von 
Siber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Nr. 100. Ausgeg. am 26. Auguſt. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 7. Auguſt 1880, Z. 23.409, an 
ſämmtliche Bahnverwaltungen, betreffend Erleichterungen in der Verpackung des 
Sprengmittels „Janit“. 

Nr. 101. Ausgeg. am 28. Auguſt. 

Agio⸗Zuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öfterreichtich- 
ungariſchen Eiſenbahnen. 24. Auguſt. 

Nr. 102. Ausgeg. am 31. Auguſt. 

Abdruck von Nr. 94 R. G. Bl. 


Nr. 103. Ausgeg. am 2. September. 


Nr. 104. Ausgeg. am 4. September. 

Uebertragung der A. h. Conceſſion für die Secundärbahn von Czaslau 
nach Zawratetz ſammt Abzweigungen an die Oeſterreichiſche Local⸗Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft in Prag. Z. 23.097. 13. Juli. 

Bewilligung zu den techniſchen Vorarbeiten für eine normalſpurige Secundär⸗ 
bahn von einem Punkte der Strecke Salzburg⸗Hallein der Kaiſerin Eliſabeth⸗Bahn 
an die bairiſche Grenze. Z. 24.101. 7. Auguſt. 

Nr. 105. Ausgeg. am 7. September. 


Nr. 106. Ausgeg. am 11. September. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 23. Auguſt 1880, Z. 20.615, 
an ſämmtliche Verwaltungen der öſterreichiſchen Eiſenbahnen, betreffend die Ein⸗ 
führung von Intercommuniations⸗Signalen bei den ſchnellfahrenden Zugen. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
von Weſſely nach Iglau. Z 25.056. 15. Auguſt. 

Bewilligung zu Vornahme techniſcher orarbeiten für eine Loealbahn von 
der Station Göpfritz⸗Groß⸗Siegharts oder der Station Wappoltenreith der Kaiſer | 
Franz⸗Joſef⸗Bahn nach Groß⸗Siegharts, eventuell nach Raabs. Z. 25.605. 
30. Auguſt. | 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Nr. 107. Ausgeg. am 14. September. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 1. September 1880, Z. 25.738, 
an die politiſchen Landesſtellen, betreffend die Nachweiſung der auf Schleppbahnen 
bezüglichen Daten. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Eharakter eines Miniſterial⸗ 
rathes bekleideten Ferdinand Freiherrn von Andrian-Werburg tarfrei das 
Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Sectionsrathe des k. k. oberſten Rechnungs⸗ 
hofes Alois Lenzig anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Hofrathes taxfrei verliehen und für die hiedurch erledigte Stelle eines 
Sectionsrathes den Hofſecretär dieſer Centralſtelle Joſef Körner ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzeommiſſär Joſef Frank in Chrudim 
den Titel eines Finanzobercommiſſärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector der Finanz⸗Landesdirection 


in Brünn Karl Korſchann das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Steuerinſpector Marcus Gargaſſevic den 
Titel und Charakter eines Steueroberinſpectors verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Errichtung eines Honorar-Viceconſulates in 
Cannes genehmigt und den Banquier Leon Rigal zum unbeſoldeten Vice— 
conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Med. Dr. Sigmund Friedmann in Wien 
den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Finanzrathes 
bekleideten Procuratursſecretär Dr. Guido Visconti zum Finanzrathe und 
den Procuratursadjuncten Dr. Julius Watzl zum Secretär bei der Finanz⸗ 
procuratur in Graz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Alexander Golda zum 
Finanzſecretär, dann die Finanzeommiſſäre Otto Sporner und Dominik 
Polesovsky zu Finanzobercommiſſären für den Bereich der Finanz-Landes⸗ 
direction in Brünn ernannt. 


Erledigungen. 
Baurathsſtelle, eventuell Oberingenieursſtelle für Niederöſterreich mit der 


ſiebenten, eventuell achten Rangsclaſſe, bis 15. April. (Amtsbl. Nr. 57.) 


Telegraphen⸗Oberamts⸗Controlorsſtelle bei der k. k. Telegraphen⸗Central⸗ 
ftation in Wien in der achten Rangsclaſſe gegen Caution, bis 10. April. 
(Amtsbl. Nr. 58.) 

Bauprakticantenſtelle bei den k. k. Gutsverwaltungen Göding, Pawlowitz, 
Holitſch und Saſſin mit dem Wohnſitze in Holitſch, gegen Taggeld von 2 fl., 
bis 5. April. (Amtsbl. Nr. 60.) 

6 Poſtofficialsſtellen für Wien und Umgebung mit 900 fl. Jahresgehalt 
und gegen Caution, bis 9. April. (Amtsbl. Nr. 60.) 


Im unterzeichneten Verlage ist nun vollständig erschienen und 
durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Mayrhofer, Ernst, k. k. Ministerialrath, 
Handbuch 


für den 


politischen Verwaltungsdienst 
in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
mit besonderer Berücksichtigung 
der diesen Ländern gemeinsamen Gesetze und Verordnungen. 
Frerte vermehrte und verbesserte .luflage 1880,81. 
= Drei Bände. Umfang zweihundert ein Druckbogen.gr. 8-Format. = 
Preis fl. 21.— geheftet, fl. 24 in Halbleder-Drahtbänden. 


„Um die Anschaffung des Werkes zu erleichtern, gewähren wir nach vor- 
herigem schriftlichen Uebereinkommen monatliche Ratenzahlungen.“ 


AM sehe K. L. Hof-Verlags- 1. Univers-Bichlandinng in WIN. 
EEE UN ET STREET ii] 


Die Buchhandlung von Moriz Perles in Wien, Bauernmarkt I, 
hält vorräthig die ſoeben vollſtändig gewordene vierte Auflage von 
Mayrhofer, Handbuch für den politiſchen Verwaltungsdienſt, 

3 Bände geheftet fl. 21.—, gebunden fl. 24.— 
und empfiehlt ihr reichhaltiges Lager an juridiſcher und allgemeiner 
Literatur. Kataloge auf Wunſch gratis und franco überallhin. 


Hiezu als Beilage: Bogen 36 und 37 ſammt 
Titelblatt der Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes, Band IV. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


